Willenserklärung:

Objektiver Tatbestand (äußerer Erklärungstatbestand)

Der äußere Erklärungstatbestand liegt vor, wenn die Erklärung auf das Vorhandensein eines bestimmten Geschäftswillens schließen lässt. Kundgabe des Willens!

Subjektiver Tatbestand  (Innerer Erklärungstatbestand)

- Handlungswille, Betätigungswille, Handlungsbewusstsein:
Der Handlungswille ist der Wille, einen Erklärungsakt vorzunehmen (überhaupt handeln zu wollen). 

- Erklärungsbewusstsein, Erklärungswille:

Das Erklärungsbewusstsein ist das Bewusstsein, überhaupt eine rechtsgeschäftliche Erklärung abzugeben. 

- Rechtsfolgewille, Rechtsbindungswille, Geschäftswille:

Der Rechtsfolgewille ist in der auf die Herbeiführung eines  bestimmten rechtsgeschäftlichen Erfolges gerichteten Absicht des Erklärenden zu sehen. Rechtsfolgewille bsp. Kaufvertrag. 

Abgabe einer Willenserklärung:

Abgegeben ist eine empfangsbedürftige Willenserklärung, wenn die Erklärung mit Wissen und Wollen des Erklärenden so in Richtung Empfänger auf den Weg gebracht wird, dass ohne sein weiteres zutun der Zugang der Erklärung eintreten kann.

Zugang einer Willenserklärung:

Eine Willenserklärung ist zugegangen, wenn sie in verkehrsüblicher Weise so in den Machtbereich des Empfängers (Adressat) gelangt ist, dass dieser unter normalen Umständen die Möglichkeit hat, sie zur Kenntnis zu nehmen.

Geschäftsähnliche Handlungen (Willensäußerungen):

Enthalten keinen Rechtsfolgewillen nur Willensäußerungen Bsp. 

· Die Mahnung

· Die Anzeige einer Forderungsabtretung gemäß 409

· Die Fristsetzung gemäß § 323 Abs. 1

· Die Aufforderung zur Genehmigung gemäß §§ 108 Abs. 2 und 177 Abs. 2

Angebot:

Ein Angebot im Sinne des § 145 BGB ist eine Willenserklärung, mit der sich jemand, der einen bestimmten Vertrag  abschließen möchte, an einen anderen wendet und die zukünftigen Vertragsbedienungen in einer Weise vollständig zusammenfasst, dass der andere durch ein blosses „Ja“ den Vertrag entstehen lassen kann. 

Annahme:

Die Annahme ist die Willenserklärung, mit der sich derjenige, an den sich das Angebot richtet, mit dem Inhalt des Angebots einverstanden erklärt und damit den angestrebten Vertrag entstehen lässt.

Drohung:

Eine Drohung ist das vom Gegner ernst genommene in Aussicht stellen eines künftigen Übels, auf dessen Eintritt oder Nichteintritt der Drohende einwirken zu können behauptet; es genügt nicht die Ausnutzung eines bestehenden Übels.

Prüfung:

1. Drohung

2. Widerrechtlich (Prüfung der Zweck-Mittel-Relation zu Rechtlichkeit oder Widerrechtlichkeit)

Täuschung:

Täuschung ist jedes Verhalten, durch das Tatsachen vorgespiegelt, entstellt oder unterdrückt werden.

Arglist (Vorsatz):

Arglistig handelt derjenige, der weiß, dass der Vertragspartner seine Willenserklärung ohne die Täuschung nicht oder mit einem anderen Inhalt abgegeben hätte.

Empfangsbote:

Ein Empfangsbote ist jemand, der vom Empfänger zur Entgegennahme von Erklärungen bestellt worden ist oder nach der Verkehrsanschauung als bestellt anzusehen ist, z.B. Ehegatten, in der Wohnung lebende erwachsenen Familienmitglieder sowie Hausangestellte.

Erklärungsbote:

Erklärungsbote ist jemand, der nach der Verkehrsanschauung als nicht ermächtigt anzusehen ist.


Ein Erklärungsbote (Erklärungsüberbringer), ist jemand der Erklärungen für jemanden abgibt und nicht entgegennimmt.

Bedingung:

Eine Bedingung § 158 BGB liegt vor, wenn die Parteien die Rechtswirkung von einem ungewissen, in der Zukunft liegenden Ereignis abhängig machen.

Auslegung gemäß §§ 133, 157 BGB -> falsa demonstratio non nocet:

Maßgeblich für die Auslegung ist der objektive Empfängerhorizont. Er ergibt, was der Empfänger bei verständiger Würdigung als den Willen des Erklärenden auffassen konnte.

· Wirklicher Wille des Erklärenden

· Grundsatz von Treu und Glauben

· Die Verkehrssitte

Die Verkehrssitte:

Unter Verkehrssitte ist zu verstehen, was sich im Handelsverkehr oder im bürgerlichen Rechtsleben als eine allgemeine oder in bestimmten Kreisen bestehende tatsächliche Gepflogenheit herausgebildet hat.

Duldungsvollmacht:

Eine Duldungsvollmacht verlangt, dass 


· eine Person, ohne Vertretungsmacht zu haben, wiederholt und über einen längeren Zeitraum für eine andere Person als deren Stellvertreter handelt,

· der Vertretene das Verhalten des für ihn Handelnden tatsächlich kennt und es duldet 

· Der Vertragspartner muss gutgläubig auf eine Bevollmächtigung vertraut haben.

Anscheinsvollmacht:

Eine Anscheinsvollmacht ist gegeben, wenn 

· eine Person, ohne Vertretungsmacht zu haben, wiederholt und über einen längeren Zeitraum für eine andere Person als deren Stellvertreter handelt,

· der so Vertretene das Auftreten und Handeln seines angeblichen Vertreters zwar nicht kennt, es bei pflichtgemäßer Beobachtung der notwendigen Sorgfalt aber hätte erkennen und verhindern können und

· der Geschäftsgegner nach Treu und Glauben annehmen durfte, der angeblich Vertretene dulde und billige dies.

Formvorschriften:

dienen der

· Beweissicherung

· Warnfunktion

· Beratungsfunktion

Äquivalenzprinzip:

bedeutet Ausgleich. Gleichwertigkeit der zu erbringenden Leistung!

Äquivalenzstörungen:

Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung.

Lediglich rechtlich vorteilhaft § 107 BGB:

Rechtsgeschäfte sind nur dann lediglich rechtlich vorteilhaft, wenn sie die Rechtsstellung des Minderjährigen verbessern.

Bewirkt:

§ 362 BGB vollständige Erbringung der Leistung, Bsp. Vollständige Bezahlung.

Leistung:

Unter „Leistung“ versteht man die bewusste und zweckgerichtete Vermehrung fremden Vermögens.

Surrogat Geschäfte:

Wenn ein Minderjähriger sich von seinem Taschengeld etwas kauft und das Erlangte dafür verwendet, etwas anderes zu erwerben, handelt es sich bei dem letzten Geschäft um ein Geschäft über das Surrogat.

Sittenwidrigkeit:

Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden.

Der Zusammengefasste Inhalt, Beweggrund und Zweck eines Vertrages im Gesamtcharakter den guten Sitten zuwiderläuft.

Verbotsgesetz:

Richtet sich ein gesetzliches Verbot an beide Vertragspartner, so ist es in der Regel nichtig. 

Richtet sich das Verbot hingegen lediglich gegen einen der beiden Geschäftspartner, so ist es in der Regel nicht nichtig.

Ergänzende Vertragsauslegung:

Für ergänzende Vertragsauslegung ist nur Raum, wenn

· der Vertrag eine ausfüllungsbedürftige Lücke enthält und

· im Wortlaut der Erklärungen Anhaltspunkte für den anzunehmenden Parteiwillen zu finden sind, die eine Vertragsauslegung gestatten.

